Zur Kenntnis

*Dienstag, 21. Juli 2015*

*Pressemitteilung der "Initiative Solidarität für Rojava"*

*Anschläge in der nordkurdischen Stadt Suruc. Jugendliche besetzen die Münchner SPD-Zentrale und fordern ein Gespräch mit Bundestagsabgeordneten Claudia Tausend und Florian Post.*

„Was derzeit im Grenzgebiet zwischen Syrien und der Türkei geschieht ist nicht nur eine humanitäre Katastrophe, sondern ein Angriff auf jegliche Form der Emanzipation und des Friedensprozesses in der Region.“, sagt Marco Helmbrecht, Sprecher des Münchner Bündnisses für Solidarität mit Rojava. Am gestrigen Morgen hatte ein Terroranschlag in Suruc mehr als 30 Menschen, zum Großteil Jugendlichen, das Leben gekostet. Sie alle waren in das Grenzgebiet gereist, um den Wiederaufbau in Kobane zu unterstützen. Helmbrecht weiter: „Mitverantwortlich für diese Grausamkeiten sind auch diejenigen, die die rückschrittliche Politik der AKP-Regierung in Ankara unterstützen. Mitverantwortlich für diese Grausamkeiten sind auch diejenigen, die nach wie vor nicht für die Öffnung eines humanitären Hilfskorridors eintreten und die türkische Regierung nicht unter Druck setzen.“

In den vergangenen Monaten hatte die Bundesregierung, unter Beteiligung der SPD, mehrfach solche Bestrebungen unterlassen. Im Gegenteil, durch jahrelange Waffenlieferungen nach Saudi-Arabien und in die Türkei, tragen sie die Mitschuld an solchen Verbrechen. Die Aktivist*innen des Bündnisses „Münchner Solidarität für Rojava“ fordern daher von der SPD und der Bundesregierung eine entschiedene Haltung gegen das Vorgehen der türkischen Regierung, den Stopp aller Waffenexporte an die Terroristen des so genannten islamischen Staates und deren Unterstützer*innen sowie die Aufhebung des PKK-Verbotes.
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